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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1960 

8 — 52104 — 4422/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Kosten der 
Zwangsvollstreckung nach der Reichsab- 
gabenordnung (AOVKG) 


nebst 3 Anlagen und Begründung mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Kosten der Zwangsvollstreckung 
nach der Reichsabgabenordnung (AOVKG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Für die Zwangsvollstreckung nach den §§ 325 
bis 381 und 459 der Reichsabgabenordnung werden 
Kosten (Gebühren und Auslagen) nach diesem Ge- 
setz erhoben. 

(2) Dieses Gesetz gilt auch dann, wenn die 
Zwangsvollstreckung durch eine Person ausgeführt 
wird, die nicht im Bundes- oder Landesdienst steht. 

(3) Auf Zwangsvollstreckungshandlungen der Ge- 
richte oder der Gerichtsvollzieher ist dieses Gesetz 
nicht anzuwenden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Gebühren 

§ 2 

Gebührenarten 

Im Zwangsvollstreckungsverfahren werden Pfän- 
dungsgebühren (§ 3), Wegnahmegebühren (§ 4) und 
Verwertungsgebühren (§ 5) erhoben. 

§ 3 

Pfändungsgebühr 

(1) Die Pfändungsgebühr wird erhoben 

1. für die Pfändung von beweglichen Sachen, 
von Früchten, die vom Boden noch nicht 
getrennt sind, von Forderungen aus Wech- 
seln oder anderen Papieren, die durch In- 
dossament übertragen werden können, 
und von Postspareinlagen; 

2. für die Pfändung von Forderungen, die 
nicht unter Nummer 1 fallen, und von an- 
deren Vermögensrechten. 

(2) Die Gebührenschuld entsteht: 

1. sobald der Vollziehungsbeamte Schritte 
zur Ausführung des Vollstreckungsauf- 
trages unternommen hat; 

2. mit der Zustellung der Verfügung, durch 
die eine Forderung oder ein anderes 
Vermögensrecht gepfändet werden soll. 


(3) Die Gebühr bemißt sich nach der Summe der 
zu vollstreckenden Beträge. Die durch die Pfän- 
dung entstehenden Kosten sind nicht mitzurechnen. 
Bei der Vollziehung eines Arrestes bemißt sich die 
Pfändungsgebühr nach der Hinterlegungssumme 
(§ 378 Abs. 1 Satz 3 der Reichsabgabenordnung). 

(4) Die Höhe der Gebühr ergibt sich in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 aus den diesem Ge- 
setz als Anlagen beigefügten Tabellen. 

(5) Die halbe Gebühr wird erhoben, wenn 

1. ein Pfändungsversuch erfolglos geblieben 
ist, weil pfändbare Gegenstände nicht 
vorgefunden wurden; 

2. die Pfändung in den Fällen des § 343 
Satz 3 der Reichsabgabenordnung, des 
§ 812 der Zivilprozeßordnung und des 
§ 19 der Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollstrek- 
kung vom 26. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 302) in der Fassung des Artikels 2 Nr. 2 
des Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften über die Zwangsvollstreckung 
vom 24. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1070) unterbleibt. 

(6) Wird die Pfändung abgewendet (§ 345 der 
Reichsabgabenordnung), so wird die volle Gebühr 
erhoben, wenn an den Vollziehungsbeamten ge- 
zahlt wird, nachdem dieser sich an Ort und Stelle 
begeben hat. Wird an den Vollziehungsbeamten 
gezahlt, bevor dieser sich an Ort und Stelle bege- 
ben hat, oder wird die Pfändung in anderer Weise 
als durch Zahlung an den Vollziehungsbeamten ab- 
gewendet, so wird keine Gebühr erhoben. 

(7) Werden wegen desselben Anspruchs mehrere 
Forderungen, die nicht unter Absatz 1 Nr. 1 fallen, 
oder andere Vermögensrechte gepfändet, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben. 

§ 4 

W egnahmegebühr 

(1) Die Wegnahmegebühr wird für die Wegnahme 
beweglicher Sachen einschließlich Urkunden in den 
Fällen der §§ 362, 365, 368, 371, 375, 376 und 459 
der Reichsabgabenordnung erhoben. Dies gilt auch 
dann, wenn der Vollstreckungsschuldner an den zur 
Vollstreckung erschienenen Vollziehungsbeamten 
freiwillig leistet. 

(2) § 3 Abs. 2 Nr. 1 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Die Gebühr beträgt sechs Deutsche Mark, 
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(4) Sind die in Absatz 1 bezeichneten Sachen nicht 
aufzufinden, so wird für den Wegnahmeversuch nur 
die halbe Gebühr erhoben. 

§ 5 

Verwertungsgebühr 

(1) Die Verwertungsgebühr wird für die Verstei- 
gerung und andere Verwertung von Gegenständen 
erhoben. 

(2) Die Gebührenschuld entsteht, sobald der Voll- 
ziehungsbeamte oder ein anderer Beauftragter 
Schritte zur Ausführung des Verwertungsauftrages 
unternommen hat. 

(3) Die Gebühr bemißt sich nach dem Erlös, über- 
steigt der Erlös die Summe der zu vollstreckenden 
Beträge, so ist diese maßgebend. Die Höhe der Ge- 
bühr ergibt sich aus der diesem Gesetz als Anlage 
beigefügten Tabelle. 

(4) Wird die Verwertung abgewendet (§ 351 
Satz 1 Halbsatz 2 der Reichsabgabenordnung), so 
ist § 3 Abs. 6 sinngemäß anzuwenden; im Falle des 
§ 3 Abs. 6 Satz 1 wird jedoch nur ein Viertel der 
vollen Gebühr, höchstens 60 Deutsche Mark, erho- 
ben. Dabei bemißt sich die Gebühr nach dem Be- 
trag, der bei einer Verwertung der Gegenstände 
voraussichtlich als Erlös zu erzielen wäre (Schätz- 
wert). Absatz 3 Satz 2 gilt sinngemäß. 

§ 6 

Mehrheit von Schuldnern 

(1) Wird gegen Eheleute als Gesamtschuldner bei 
derselben Gelegenheit vollstreckt, so werden Pfän- 
dungs-, Wegnahme- und Verwertungsgebühren nur 
einmal erhoben. Das gleiche gilt, wenn gegen El- 
tern und Kinder, für die den Eltern Kinderfreibe- 
träge nach dem Einkommensteuerrecht zustehen, als 
Gesamtschuldner bei derselben Gelegenheit voll- 
streckt wird. Die in den Sätzen 1 und 2 bezeichneten 
Personen schulden die Gebühren als Gesamtschuld- 
ner. Wird die Zwangsvollstreckung nach § 7 Abs. 3 
Sätze 4 bis 6 des Steueranpassungsgesetzes be- 
schränkt, so ermäßigen sich die bis dahin entstan- 
denen Gebühren entsprechend. 

(2) Wird in anderen Fällen gegen mehrere Schuld- 
ner vollstreckt, so sind die Gebühren, auch wenn 
der Vollziehungsbeamte bei derselben Gelegenheit 
mehrere Vollstreckungshandlungen vornimmt, von 
jedem Volistreckungsschuldner zu erheben. 

§ 7 

Abrundung 

Ergeben sich bei der Berechnung der Gebühr 
Pfennigbeträge, so sind sie auf einen durch fünf 
teilbaren Betrag abzurunden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Auslagen, Reisekosten, 
Aufwandsentschädigungen 

§ 8 

Auslagen 

(1) Ais Auslagen werden erhoben: 


1. Schreibgebühren für nicht von Amts we- 
gen zu erteilende Abschriften. Die Schreib- 
gebühr beträgt für jede angefangene 
Seite 50 Deutsche Pfennig; 

2. Post- und Telegrammgebühren; 

3. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen; 

4. Entschädigungen der zum Öffnen ‘von 
Türen oder Behältnissen sowie zur Durch- 
suchung von V ollstreckungsschuldnern 
zugezogenen Personen; 

5. Kosten der Beförderung, Verwahrung und 
Beaufsichtigung gepfändeter Sachen, 
Kosten der Aberntung gepfändeter 
Früchte und Kosten der Verwahrung, 
Fütterung und Pflege gepfändeter Tiere; 

6. Beträge, die als Entschädigung an Zeu- 
gen, Auskunftspersonen, Sachverständige 
und Treuhänder (§ 368 der Reichsabgaben- 
ordnung) zu zahlen sind (§ 342 a der 
Reichs ab gabenordnung) ; 

7. andere Beträge, die auf Grund von Voll- 
streckungsmaßnahmen an Dritte zu zah- 
len sind. 

(2) Werden Sachen, die bei mehreren Vollstrek- 
kungsschuldnern gepfändet worden sind, in einem 
einheitlichen Verfahren abgeholt und verwertet, so 
werden die Auslagen, die in diesem Verfahren ent- 
stehen, auf die beteiligten Vollstreckungsschuldner 
verteilt. Dabei sind die besonderen Umstände des 
einzelnen Falles, vor allem Wert, Umfang und Ge- 
wicht der Gegenstände, zu berücksichtigen. 

§ 9 

Reisekosten und Aufwandsentschädigungen 

Im Zwangsvollstreckungsverfahren sind die 
Reisekosten des Vollziehungsbeamten und Aus- 
lagen, die durch Aufwandsentschädigungen abge- 
golten werden, von dem Vollstreckungsschuldner 
nicht zu erstatten. 


VIERTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 10 

Fälligkeit 

Die Kosten werden mit der Entstehung fällig. 

§ 11 

Unrichtige Sachbehandlung, Berichtigung von 
Kostenansätzen 

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung der 
Sache nicht entstanden wären, sind nicht zu erheben. 

(2) Kostenansätze können bis zum Ablauf der 
Verjährungsfrist berichtigt werden. 
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§ 12 

Anwendung der Reichsabgabenordnung 

Für die Stundung, die Niederschlagung, den Er- 
laß, die Verjährung und das übrige Verfahren gel- 
ten die Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
sinngemäß. Gegen den Kostenansatz ist die Be- 
schwerde gegeben. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 13 

Änderung der Reicbsabgabenordnung und anderer 
Vorschriften 

1. § 342 der Reichsabgabenordnung erhält folgende 
Fassung: 

.§ 342 

(1) Die Kosten der Zwangsvollstreckung fal- 
len dem Schuldner zur Last. Sie sollen, ohne daß 
es eines besonderen Leistungsgebotes bedarf, 
mit dem Hauptanspruch beigetrieben werden. 

(2) Für das Mahnverfahren werden keine 
Kosten erhoben." 

2. Hinter § 342 der Reichsabgabenordnung wird 
folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 342 a 

(1) Zeugen, Auskunftspersonen, Sachverstän- 
digen und Treuhändern ist auf Antrag eine Ent- 
schädigung zu gewähren. 

(2) Für die Entschädigung der Zeugen, Aus- 
kunftspersonen und Sachverständigen ist das 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen vom 26. Juli 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 861, 902) in der jeweils geltenden 
Fassung sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Entschädigung der Treuhänder darf die 
Vergütung nicht übersteigen, die die Landes- 
justizverwaltungen auf Grund des § 14 des Ein- 
führungsgesetzes zu dem Gesetz über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal- 
tung vom 24. März 1897 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. 
S. 750) für Verwalter festgesetzt haben." 

3. § 5 Abs. 1 des Verwaltungs-Vollstreckungsgeset- 
zes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
erhält folgende Fassung: 


„(1) Das Verwaltungszwangsverfahren und der 
Vollstreckungsschutz richten sich im Falle des 
§ 4 nach den Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung (§§ 325 bis 340, 342 Abs. 1, §§ 342 a bis 
373, 378 bis 381)." 

4. § 6 der Kostenordnung zum Verwaltungs- Voll- 
streckungsgesetz vom 9. Mai 1953 (Bundesanzei- 
ger Nr. 89 vom 12. Mai 1953) erhält folgende 
Fassung: 

„§ 6 

Kosten der Vollstreckungsbehörden 

Für Amtshandlungen der in § 4 des Gesetzes 
bezeichneten Vollstreckungsbehörden werden 
Gebühren und Auslagen gemäß § 342 Abs. 1, 
§ 342 a der Reichsabgabenordnung in Verbin- 
dung mit dem Gesetz über die Kosten der 
Zwangsvollstreckung nach der Reichsabgaben- 
ordnung vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) erhoben." 

§ 14 

Verweisungen 

Soweit in anderen Gesetzen und Verordnungen 
auf die durch dieses Gesetz aufgehobene Verord- 
nung über die Kosten des Mahn- und Zwangsver- 
fahrens nach der Reichsabgabenordnung vom 
21. April 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 259) verwiesen 
worden ist, tritt dieses Gesetz an ihre Stelle. 

§ 15 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Kosten des Mahn- und Zwangsverfahrens nach der 
Reichsabgabenordnung vom 21. April 1923 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 259) in der zur Zeit geltenden Fassung 
außer Kraft. 

(3) Für Maßnahmen der Zwangsvollstreckung, 
die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein- 
geleitet, aber noch nicht beendet sind, gilt das frü- 
here Recht, soweit die Gebührenschuld oder die 
Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden ist. 
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Pfändungsgehühren für Pfändungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 


Bis 

zu 

100 

Deutsche 

bis 

zu 

150 

Deutsche 

bis 

zu 

200 

Deutsche 

bis 

zu 

300 

Deutsche 

bis 

zu 

400 

Deutsche 

bis 

zu 

500 

Deutsche 

bis 

zu 

600 

Deutsche 

bis 

zu 

900 

Deutsche 

bis 

zu 

1 200 

Deutsche 

bis 

zu 

1 500 

Deutsche 

bis 

zu 

2 000 

Deutsche 

bis 

zu 

2 500 

Deutsche 

bis 

zu 

3 000 

Deutsche 

bis 

zu 

3 500 

Deutsche 

bis 

zu 

4 000 

Deutsche 

bis 

zu 

4 500 

Deutsche 

bis 

zu 

5 000 

Deutsche 

bis 

zu 

6 000 

Deutsche 

bis 

zu 

7 000 

Deutsche 

bis 

zu 

8 000 

Deutsche 

bis 

zu 

9 000 

Deutsche 

bis 

zu 

10 000 

Deutsche 

bis 

zu 

1 1 000 

Deutsche 

bis 

zu 

12 000 

D euts ch e 

bis 

zu 

13 000 

Deutsche 

bis 

zu 

14 000 

Deutsche 

bis 

zu 

15 000 

Deutsche 

bis 

zu 

16 000 

Deutsche 

bis 

zu 

17 000 

Deutsche 

bis 

zu 

18 000 

Deutsche 

bis 

zu 

19 000 

Deutsche 

bis 

zu 

20 000 

Deutsche 


Mark einschließlich 
Mark einschließlidi 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlidi 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 


2 Deutsche Mark 

3 Deutsche Mark 

4 Deutsche Mark 

5 Deutsche Mark 

6 Deutsche Mark 

7 Deutsche Mark 

8 Deutsche Mark 
10 Deutsche Mark 
12 Deutsche Mark 
14 Deutsche Mark 
17 Deutsche Mark 
20 Deutsche Mark 
23 Deutsche Mark 
26 Deutsche Mark 
29 Deutsche Mark 
32 Deutsdie Mark 
35 Deutsche Mark 
40 Deutsche Mark 
45 Deutsche Mark 
50 Deutsche Mark 
55 Deutsche Mark 
60 Deutsche Mark 
65 Deutsdie Mark 
70 Deutsche Mark 
75 Deutsdie Mark 
80 Deutsche Mark 
85 Deutsche Mark 
90 Deutsche Mark 
95 Deutsche Mark 

100 Deutsdie Mark 
105 Deutsche Mark 
110 Deutsche Mark 


von dem Mehrbetrag für je 1000 Deutsche Mark 5 Deutsche Mark. Werte 
über 20 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark aufzu- 
runden. 


Anlage 1 

(zu § 3 Abs. 4) 
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Anlage 2 

(zu § 3 Abs. 4) 


Pfändungsgebühren für Pfändungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 


Bis zu 100 
bis zu 150 
bis zu 200 
bis zu 300 
bis zu 400 
bis ZU 500 
bis zu 600 
bis ZU 700 
bis zu 800 
bis zu 900 
bis ZU 1 000 
bis zu 1 100 
bis zu 1 200 
bis zu 1 300 
bis zu 1 400 
bis zu 1 500 
bis zu 1 600 
bis zu 1 700 
bis ZU 1 800 
bis zu 1 900 
bis zu 2 000 
bis zu 2 300 
bis zu 2 600 
bis zu 2 900 
bis zu 3 200 
bis ZU 3 500 
bis zu 3 800 
bis zu 4 100 
bis zu 4 400 
bis zu 4 700 
bis zu 5 000 
bis zu 5 400 
bis zu 5 800 
bis zu 6 200 
bis zu 6 600 
bis zu 7 000 
bis zu 7 400 
bis zu 7 800 
bis zu 8 200 
bis zu 8 600 
bis zu 9 000 
bis zu 9 500 
bis zu 10 000 
bis zu 10 800 
bis zu 1 1 600 
bis zu 12 400 
bis zu 13 200 
bis zu 14 000 
bis zu 14 800 


Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Miark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 
Deutsche Mark 


einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlidi 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlidi 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 

einschließlich 


1, — Deutsche Mark 

1.50 Deutsche Mark 

2, — ■ Deutsche Mark 

3, — Deutsche Mark 

4, — Deutsche Mark 

5, — Deutsche Mark 

6, — Deutsche Mark 

6.75 Deutsche Mark 

7.50 Deutsche Mark 
8,25 Deutsche Mark 
9, — ■ Deutsche Mark 

9.75 Deutsche Mark 

10.50 Deutsche Mark 

11.25 Deutsche Mark 
12, — Deutsche Mark 

12.75 Deutsche Mark 

13.50 Deutsche Mark 

14.25 Deutsche Mark 

14.75 Deutsche Mark 

15.25 Deutsche Mark 

15.75 Deutsche Mark 

16.75 Deutsche Mark 

17.75 Deutsche Mark 

18.75 Deutsche Mark 

19.75 Deutsche Mark 

20.75 Deutsche Mark 

21.75 Deutsche Mark 

22.75 Deutsche Mark 

23.75 Deutsche Mark 

24.75 Deutsche Mark 

25.75 Deutsche Mark 
27, — Deutsche Mark 

28.25 Deutsche Mark 

29.50 Deutsche Mark 

30.75 Deutsche Mark 
32, — Deutsche Mark 

33.25 Deutsche Mark 

34.50 Deutsche Mark 

35.75 Deutsche Mark 
37, — Deutsche Mark 

38.25 Deutsche Mark 

39.50 Deutsche Mark 

40.75 Deutsche Mark 
42, — Deutsche Mark 

43.25 Deutsche Mark 

44.50 Deutsche Mark 

45.75 Deutsche Mark 
47, — Deutsche Mark 

48.25 Deutsche Mark 
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bis 

zu 

15 600 

Deutsche 

bis 

zu 

16 400 

Deutsche 

bis 

zu 

17 200 

Deutsche 

bis 

zu 

18 000 

Deutsche 

bis 

zu 

18 800 

Deutsche 

bis 

zu 

19 600 

Deutsche 

bis 

zu 

20 400 

Deutsche 

bis 

zu 

21 200 

Deutsche 

bis 

zu 

22 000 

Deutsche 

bis 

zu 

22 800 

Deutsche 

bis 

zu 

23 600 

Deutsche 

bis 

zu 

24 400 

Deutsche 

bis 

zu 

25 200 

Deutsche 

bis 

zu 

26 000 

Deutsche 

bis 

zu 

26 800 

Deutsche 

bis 

zu 

27 600 

Deutsche 

bis 

zu 

28 400 

Deutsche 

bis 

zu 

29 200 

Deutsche 

bis 

zu 

30 000 

Deutsche 

bis 

zu 

30 800 

Deutsche 

bis 

zu 

31 600 

Deutsche 

bis 

zu 

32 400 

Deutsche 

bis 

zu 

33 200 

Deutsche 

bis 

zu 

34 000 

Deutsche 

bis 

zu 

34 800 

Deutsche 

bis 

zu 

35 600 

Deutsche 

bis 

zu 

36 400 

Deutsche 

bis 

zu 

37 200 

Deutsche 

bis 

zu 

38 000 

Deutsche 

bis 

zu 

38 000 

Deutsche 

bis 

zu 

39 600 

Deutsche 

bis 

zu 

40 400 

Deutsche 

bis 

zu 

41 200 

Deutsche 

bis 

zu 

42 000 

Deutsche 

bis 

zu 

42 800 

Deutsche 

bis 

zu 

43 600 

Deutsche 

bis 

zu 

44 400 

Deutsche 

bis 

zu 

45 200 

Deutsche 

bis 

zu 

46 000 

Deutsche 

bis 

zu 

46 800 

Deutsche 

bis 

zu 

47 600 

Deutsche 

bis 

zu 

48 400 

Deutsche 

bis 

zu 

49 200 

Deutsche 

bis 

zu 

50 000 

Deutsche 


Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einischließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 
Mark einschließlich 


49,50 

Deutsche 

Mark 

50,75 

Deutsche 

Mark 

52,— 

Deutsche 

Mark 

53,25 

Deutsche 

Mark 

54,50 

Deutsche 

Mark 

55,75 

Deutsche 

Mark 

57 — 

Deutsche 

Mark 

58,25 

Deutsche 

Mark 

59,50 

Deutsche 

Mark 

60,75 

Deutsche 

Mark 

62,— 

Deutsche 

Mark 

63,25 

Deutsche 

Mark 

64,50 

Deutsche 

Mark 

65,75 

Deutsche 

Mark 

67,— 

Deutsche 

Mark 

68,25 

Deutsche 

Mark 

69,50 

Deutsche 

Mark 

70,75 

Deutsche 

Mark 

72,— 

Deutsche 

Mark 

73,25 

Deutsche 

Mark 

74,50 

Deutsche 

Mark 

75,75 

Deutsche 

Mark 

77,— 

Deutsche 

Mark 

78,25 

Deutsche 

Mark 

79,50 

Deutsche 

Mark 

80,75 

Deutsche 

Mark 

82,— 

Deutsche 

Mark 

83,25 

Deutsche 

Mark 

84,50 

Deutsche 

Mark 

85,75 

Deutsche 

Mark 

87,— 

Deutsche 

Mark 

88,25 

Deutsche 

Mark 

89,50 

Deutsche 

Mark 

90,75 

Deutsche 

Mark 

92,— 

Deutsche 

Mark 

93,25 

Deutsche 

Mark 

94,50 

Deutsche 

Mark 

95,75 

Deutsche 

Mark 

97,— 

Deutsche 

Mark 

98,25 

Deutsche 

Mark 

99,50 

Deutsche 

Mark 

100,75 

Deutsche 

Mark 

102,— 

Deutsche 

Mark 

103,25 

Deutsche 

Mark 


von dem Mehrbetrag für je 1000 Deutsche Mark 1,50 Deutsche Mark. 
Werte über 50 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Anlage 3 

(zu § 5 Abs. 3) 


Verwertungsgebühren für die Versteigerung und andere Verwertung von 
Gegenständen nach § 5 Abs. 1 


Bis 

zu 

100 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

5 — 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

150 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

7,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

200 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

10,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

300 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

12,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

400 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

15,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

500 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

17,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

600 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

20,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

900 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

25,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

1 200 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

30,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

1 500 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

35,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

2 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

42,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

2 500 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

50,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

3 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

57,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

3 500 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

65,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

4 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

72,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

4 500 

Deutsche Mark 

einschließlidi 

80,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

5 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

87,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

6 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

100,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

7 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

112,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

8 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

125,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

9 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

137,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

10 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

150,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

11 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

162,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

12 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

175,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

13 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

187,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

14 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

200,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

15 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

212,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

16 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

225,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

17 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

237,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

18 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

250,— 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

19 000 

Deutsche Mark 

einschließlich 

262,50 

Deutsche 

Mark 

bis 

zu 

20 000 

Deutsche 

Mark 

einschließlich 

275,— 

Deutsche 

Mark 


von dem Mehrbetrag für je 1000 Deutsche Mark 12,50 Deutsche Mark. 
Werte über 20 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Begründung 


Allgemeines 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden die 
Kosten der Zwangsvollstreckung, soweit diese nach 
den Vorschriften der Reichsabgabenordnung durch- 
geführt wird, neu geregelt. Zur Zeit werden die 
Kosten nach der Verordnung über die Kosten des 
Mahn- und Zwangsverfahrens nach der Reichsab- 
gabenordnung vom 21. April 1923 (Reichsgesetzbl. I 
S. 259) in der jetzt gültigen Fassung — im folgenden 
kurz Verordnung/VO bezeichnet — erhoben. Diese 
Verordnung ist auf Grund des § 342 der Reichsab- 
gabenordnung ergangen. Vor dem Zusammentreten 
des ersten Deutschen Bundestages — 7. September 
1949 — haben einige Länder, Bayern durch Gesetz 
über Maßnahmen auf dem Gebiet des Kostenwesens 
vom 9. Juli 1949 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 181), Hessen durch das Gebührenzu- 
schlagsgesetz vom 9. November 1948 in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 26. November 1948 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen S. 152), 
die Kosten der Zwangsvollstreckung nach den Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung um 25 v. H. er- 
höht, so daß zur Zeit die Kosten des Mahn- und 
Zwangsverfahrens nach der Reichsabgabenordnung 
im Bundesgebiet unterschiedlich sind. 

Durch den Gesetzentwurf soll die Rechtseinheit in- 
nerhalb des Bundesgebietes auf diesem Gebiet wie- 
der voll hergestcllt werden. 

Die Vorschriften der Verordnung entsprachen weit- 
gehend den §§11 bis 18 der Justizbeitreibungsord- 
nung vom 11. März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 298). 
Durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 861, 898) sind die §§ 11 bis 18 
der Justizbeitreibungsordnung vom Jahre 1937 außer 
Kraft getreten und durch einen neuen § 11 ersetzt 
worden. Abweichend von der bisherigen Regelung 
ist in dieser neuen Bestimmung vorgeschrieben, daß 
für Forderungspfändungen das Gerichtskostengesetz 
in der Fassung vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 941) und für die Tätigkeit des Vollziehungsbeam- 
ten das Gesetz über die Kosten der Gerichtsvoll- 
zieher in der Fassung vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 887) sinngemäß gelten. Im Interesse 
der Verwaltung und der Steuerpflichtigen erschien 
es zweckdienlich, die Grundzüge der Neuregelung 
der Justizbeitreibungsordnung mit ihren Verwei- 
sungen auf das Gerichtskostengesetz und das Ge- 
setz über die Kosten der Gerichtsvollzieher zu über- 
nehmen. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
wird daher nicht nur erreicht, daß die Kosten für 
das Zwangsverfahren nadi der Reichsabgabenord- 
nung in den einzelnen Ländern wieder einheitlich 
werden, sondern darüber hinaus bringt der vorlie- 
gende Gesetzentwurf audi eine einheitliche Linie in 
das gesamte Kostenrecht der Justiz- und der Finanz- 
verwaltung. Soweit geringfügige Abweichungen be- 
stehen, handelt es sich entweder um Vereinfachun- 
gen, durch die die Vollstreckungsschuldner günstiger 


gestellt werden, oder um unbedeutende Sonderre- 
gelungen, die sich aus der Natur des Vollstreckungs- 
verfahrens nach der Reichsabgabenordnung ergeben. 

Da der Aufbau des Gesetzentwurfs weitgehend der 
Systematik der Justizkostengesetze angepaßt wor- 
den ist, ergeben sich insoweit verschiedentlich Ab- 
weichungen von der Verordnung. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 108 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Ar- 
tikel 105 des Grundgesetzes. 

Für die Neuregelung wurde die Gesetzesform ge- 
wählt, da es zweifelhaft erschien, ob die im § 342 
der Reichsabgabenordnung enthaltene Ermächtigung 
für die durch die Anpassung an die Justizkostenge- 
setze erforderlich gewordenen weitgehenden Ände- 
rungen ausgereicht hätte. Die neuen Kostenvorschrif- 
ten sollen bei einer Neufassung der Reichsabgaben- 
ordnung in diese eingebaut werden. Zur Zeit er- 
schien eine Einarbeitung der Kostenvorschriften in 
die Reichsabgabenordnung gesetzestechnisch nicht 
möglich. Ferner wurde ein eigenes Gesetz auch des- 
halb für vertretbar erachtet, weil die entsprechen- 
den Kostenvorschriften für die Justiz ebenfalls nicht 
in der Zivilprozeßordnung, sondern in einem be- 
sonderen Gesetz enthalten sind. 

Die Mindereinnahmen, die dem Bund und den Län- 
dern durch den künftigen Wegfall der Mahngebüh- 
ren entstehen werden, dürften durch die nach dem 
Entwurf vorgesehene Erhöhung der Pfändungsge- 
bühren und der Verwertungsgebühren ausgeglichen 
werden. Die Gemeinden werden nicht berührt. 

Im einzelnen 

Zu § 1 

§ 1 regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes 
neu. 

In Absatz 1 ist klargestellt, daß das Gesetz für die 
Fälle anwendbar ist, in denen öffentlich-rechtliche 
Abgaben einschließlich Geldstrafen und Kosten nach 
den Bestimmungen der Reichsabgabenordnung zu 
vollstrecken sind. Gleichzeitig wird der Begriff der 
Kosten in Übereinstimmung mit den Justizko- 
stengesetzen als Gebühren und Auslagen definiert. 
Absatz 2 entspricht § 13 Satz 1 VO. An die Stelle 
des Wortes „Reichsdienst" sind die Worte „Bundes- 
und Landesdienst" getreten. 

Absatz 3 enthält inhaltlich die Regelung des § 13 
Satz 2 VO. Aus Gründen der Vollständigkeit sind 
neben den Gerichtsvollziehern auch die Gerichte er- 
wähnt worden. 

Zu § 2 

In § 2 sind die nach diesem Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Gebührenarten aufgezählt. Gegenüber der 
derzeitigen Regelung ist die Mahngebühr im Inter- 
esse der Verwaltungsvereinfachung fortgefallen. Sie 
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wird auch nach derNeufassung der Justizbeitreibungs- 
ordnung nicht mehr erhoben. Die Wegnahmegebühr 
ist in Anlehnung an § 22 des Gesetzes über die 
Kosten der Gerichtsvollzieher neu eingeführt wor- 
den. Der bisherige Begriff „Versteigerungsgebühr" 
ist als zu eng durch den Oberbegriff „Verwertungs- 
gebühr" ersetzt worden, da die Gebühr auch für 
den freihändigen Verkauf und die andere Verwer- 
tung gepfändeter Sachen erhoben wird. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Erhebung der Pfändungsgebühr, 
wobei wegen der unterschiedlichen Höhe der Ge- 
bühr nach dem Gerichtskostengesetz und dem Ge- 
setz über die Kosten der Gerichtsvollzieher (vgl. 
§ 3 Abs. 4) unterschieden werden mußte zwischen 
der Pfändung von beweglichen Sachen, von Früch- 
ten, die vom Boden noch nicht getrennt sind, von 
Forderungen aus Wechseln oder anderen Papieren, 
die durch Indossament übertragen werden können, 
und von Postspareinlagen einerseits und der Pfän- 
dung von Forderungen, die nicht unter § 3 Abs. 1 
Nr. 1 fallen, und anderen Vermögensrechten ande- 
rerseits. 

Absatz 2 regelt die Entstehung der Gebührenschuld. 
Er weicht insofern von der bisherigen Regelung des 
§ 3 Abs. 2 VO ab, als der Zeitpunkt der Entstehung 
der Gebührenschuld zugunsten des Vollstreckungs- 
Schuldners hinausgeschoben worden ist. 

Absatz 3 enthält die Bemessungsgrundlage für die 
Pfändungsgebühr. Dabei wird klargestellt, daß die 
durch die Pfändung entstehenden Kosten nicht mit- 
zurechnen sind. 

Absatz 4 regelt die Höhe der Pfändungsgebühr. Für 
die Pfändungsgebühr nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 ist die 
Tabelle des Gesetzes über die Kosten der Gerichts- 
vollzieher unter Weglassung der ersten Stufe über- 
nommen worden. Diese Sonderregelung erschien 
gerechtfertigt, da nach dem vorliegenden Gesetzent- 
wurf aus Vereinfachungsgründen auf eine erhöhte 
Gebühr bei länger dauernden Amtshandlungen, die 
doppelte Gebühr bei Pfändungen zur Nachtzeit und 
an Sonn- und Feiertagen und das Wegegeld (§ 17 
Abs. 3, § 22 Abs. 2, §§ 34 und 38 des Gesetzes über 
die Kosten der Gerichtsvollzieher) verzichtet wurde. 
Im Hinblick hierauf erschien es angemessen, die Ge- 
bühren der zweiten Stufe der Tabelle des Gesetzes 
über die Kosten der Gerichtsvollzieher als Mindest- 
gebühr einzuführen. Nach § 42 Abs. 1 Nr. 2 in Ver- 
bindung mit § 43 Abs. 2 Satz 2 des Gerichtskosten- 
gesetzes ist für Pfändungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 
ein Viertel der vollen Gebühr nach dem Gerichts- 
kostengesetz zu erheben. Um der Finanzverwaltung 
Umrechnungen zu ersparen, wurde eine einem Vier- 
tel der Gebühren entsprechende Tabelle erstellt. 

Absatz 5 deckt sich inhaltlich im wesentlichen mit 
der Vorschrift des § 17 Abs. 4 des Gesetzes über 
die Kosten der Gerichtsvollzieher. 

Absatz 6 enthält eine Neuordnung der Gebühren- 
erhebung bei Abwendung der Pfändung. Sie stellt 
gegenüber der bisherigen Regelung (§ 3 Abs. 4 VO) 
nicht nur eine Vereinfachung dar, sondern beseitigt 
darüber hinaus auch die dieser innewohnenden Un- 
billigkeiten. 


Absatz 7 entspricht, von kleineren redaktionellen 
Änderungen abgesehen, § 3 Abs. 6 VO. 

Zu § 4 

Der Regelung der Wegnahmegebühr liegt die Be- 
stimmung des § 22 Abs. 1 und 3 des Gesetzes über 
die Kosten der Gerichtsvollzieher zugrunde. Durch 
die Verweisung in Absatz 2 auf § 3 Abs. 2 Nr. 1 
wird klargestellt, daß die Gebühr entsteht, sobald 
der Vollziehungsbeamte Schritte zur Ausführung 
des Vollstreckungsauftrages unternommen hat. 

Zu § 5 

Absatz 1 legt die Tatbestände fest, für die die Ver- 
wertungsgebühr erhoben wird. 

Absatz 2 {Entstehungstatbestand) entspricht § 3 
Abs. 2 Nr. 1. 

Absatz 3 enthält die Bemessungsgrundlage. Sätze 1 
und 2 entsprechen § 7 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 VO. Satz 3 
regelt die Höhe der Verwertungsgebühr. Diese ent- 
spricht in Übereinstimmung mit § 21 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Kosten der Gerichtsvollzieher dem 
Zweieinhalbfachen der vollen Gebühr nach dem 
Gesetz über die Kosten der Gerichtsvollzieher. 

Absatz 4 bringt eine Neuregelung der Gebühren- 
erhebung bei Abwendung der Verwertung. Sie 
schließt an die Vorschrift des § 3 Abs. 6 an und 
weicht damit von der bisherigen Regelung des § 4 
Abs. 4 VO ab. An die Stelle der nach der bisherigen 
Regelung fälligen halben Gebühr ist wegen der all- 
gemeinen Erhöhung der Gebühren ein Viertel der 
vollen Gebühr getreten. Dabei ist klargestellt wor- 
den, daß bei Abwendung der Verwertung der Be- 
trag, der im Falle einer Verwertung der gepfände- 
ten Gegenstände voraussichtlich als Erlös zu erzie- 
len wäre (Schätzwert), die Bemessungsgrundlage bil- 
det, sofern er nicht die Summe der beizutreibenden 
Beträge übersteigt. 

Zu § 6 

Absatz 1 Satz 1 begünstigt die Eheleute gegen- 
über anderen Gesamtschuldnern. Die Bestimmung 
entspricht im wesentlichen § 8 Abs. 1 VO. Es er- 
schien zweckdienlich, auch die Kinder, für die den 
Eltern Kinderfreibeträge nach dem Einkommensteuer- 
recht zustehen, in diese Regelung einzubeziehen 
(Satz 2). Die Beibehaltung der gesamtschuldnerischen 
Haftung wurde für unbedenklich gehalten, da bei 
Wegfall dieser Begünstigung die Gebühren ohne- 
hin von jedem Schuldner gesondert angefordert wer- 
den könnten. Die in Absatz 1 Satz 4 vorgesehene 
Ermäßigung der Gebühren trägt der durch § 7 Abs. 3 
des Steueranpassungsgesetzes eingeführten Mög- 
lichkeit der Beschränkung der Zwangsvollstreckung 
Rechnung. 

Absatz 2 enspricht § 8 Abs. 2 VO. 

Zu § 7 

Die Bestimmung dient der Verwaltungsvereinfa- 
chung. Eine Abrundung auf volle 10 Deutsche Pfen- 
nig war nicht möglich, da sich bei Anwendung der 
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Tabelle nach Anlage 2 zum Gesetz (ein Viertel der 
Gebühr nach dem Gerichtskostengesetz) bereits 5- 
Pfennig-Beträge ergeben. 

Zu § 8 

Absatz 1 enthält eine Aufzählung der im Voll- 
streckungverfahren zu erstattenden Auslagen. Er 
deckt sich weitgehend mit den entsprechenden Be- 
stimmungen des Gerichtskostengesetzes (§§ 91, 92) 
und des Gesetzes über die Kosten der Gerichts Voll- 
zieher (§ 35). Gegenüber der derzeitigen Regelung 
werden die Auslagen an Fernsprech- und Fern- 
schreibgebühren nicht mehr erhoben, da die Ermitt- 
lung der anteiligen Beträge im Hinblick auf die Ein- 
führung des Selbstwählferndienstes mit Schwierig- 
keiten verbunden ist und einen unverhältnismäßig 
großen Verwaltungsaufwand erfordern würde (vgl. 
auch § 92 Nr. 1 des Gerichtskostengesetzes). 

Durch die Bestimmung der Nummer 7 wird sicherge- 
stellt, daß auch die Erstattung anderer nicht aus- 
drücklich erwähnter Auslagen (z. B. die für die Um- 
schreibung eines auf den Namen lautenden Wert- 
papieres oder die für die Wiederinkurssetzung 
eines Inhaberpapieres zu zahlenden Beträge, ferner 
die Kosten für Arbeitshilfen des Vollziehungsbe- 
amten sowie etwaige für Auskünfte über die Woh- 
nung des Vollstreckungsschuldners an Einwohner- 
meldestellen zu zahlenden Beträge usw.) verlangt 
werden kann. Von ihrer Erwähnung im einzelnen 
ist mit Rücksicht darauf, daß sie nur selten anfallen, 
abgesehen worden. 

Absatz 2 entspricht mit redaktionellen Änderungen 
§ 10 Abs. 4 VO. 

Zu § 9 

§ 9 deckt sich inhaltlich mit § 10 Abs. 1 VO. Zur 
Klarstellung sind die Auslagen des Vollziehungs- 
beamten, die durch Aufwandsentschädigungen ab- 
gegolten werden, mit einbezogen worden. 

Zu § 10 

Durch § 10 wird klargestellt, daß sämtliche Kosten 
mit der Entstehung fällig werden. Eine entspre- 
chende Vorschrift fehlt in der VO. 

Zu § 11 

Absatz 1 entspricht § 7 Abs. 1 des Gerichtskosten- 
gesetzes bzw. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Kosten der Gerichtsvollzieher. 

Absatz 2 eröffnet in Anlehnung an § 6 des Gerichts- 
kostengesetzes und § 10 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Kosten der Gerichtsvollzieher die Möglichkeit, 
unrichtige Kostenansätze bis zum Ablauf der Ver- 


jährungsfrist zu berichtigen. Damit wird gleichzeitig 
klargestellt, daß nach Ablauf dieser Frist weder 
eine Erstattung noch eine Nachforderung von Ko- 
sten zulässig ist. 

Zu § 12 

§ 12 stellt klar, daß die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung für die Stundung, die Verjährung 
und das sonstige Verfahren sinngemäß anzuwenden 
sind. Darüber hinaus wird einem dringenden Be- 
dürfnis der Praxis entsprechend bestimmt, daß die 
Vorschriften der §§ 130 und 131 der Reichsabgaben- 
ordnung für die Niederschlagung und den Erlaß von 
Kosten sinngemäß gelten. 

Satz 2 legt fest, daß gegen den Kostenansatz das 
Rechtsmittel der Beschwerde gegeben ist. 

Zu § 13 

§ 13 enthält die wegen des Wegfalls der Mahnge- 
bühr und der gesetzlichen Regelung der Kosten der 
Zwangsvollstreckung erforderlich gewordene Neu- 
fassung des § 342 der Reichsabgabenordnung. Durch 
§ 13 wird ferner die Vorschrift des § 342 a in die 
Reichsabgabenordnung eingefügt. Die Bestimmung, 
die inhaltlich § 11 VO entspricht, schafft die bislang 
fehlende gesetzliche Grundlage für die Gewährung 
von Entschädigungen an Zeugen, Auskunftsperso- 
nen, Sachverständige und Treuhänder im Rahmen 
des Vollstreckungsverfahrens. Schließlich bringt § 13 
eine Neufassung des § 5 Abs. 1 des Verwaltungs- 
Vollstreckungsgesetzes und des § 6 der Kostenord- 
nung zum Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz. Da- 
bei wird durch die Ausklammerung der §§ 341 und 
342 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung klargestellt, 
daß die nach § 3 Abs. 3 und § 19 des Verwaltungs- 
Vollstreckungsgesetzes in Verbindung mit § 2 der 
Kostenordnung zum Verwaltungs- Vollstreckungs- 
gesetz zu erhebende Mahngebühr durch den Fortfall 
der Mahngebühr im Mahnverfahren nach den Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung nicht berührt 
wird. 

Zu § 14 

Durch § 14 wird sichergestellt, daß dieses Gesetz 
an die Stelle der Verordnung tritt, soweit in ande- 
ren Vorschriften darauf verwiesen worden ist. 

Zu § 15 

Das Gesetz gilt auch im Land Berlin. 

Zu § 16 

Die Vorschrift enthält nähere Bestimmungen über 
das Inkrafttreten des Gesetzes und das Außerkraft- 
treten der Verordnung sowie eine Übergangsrege- 
lung. 
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